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ö.R. öffentlich-rechtlich
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OVG Oberverwaltungsgericht
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RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz
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SCHUFA Schutzgemeinschaft für allgemeine Kreditsicherung
SGB Sozialgesetzbuch (mit Angabe des Buches I bis XII)
SGV Sammlung der Gesetze und Verordnungen
SKF/SKM Sozialdienst katholischer Frauen/Männer
SozR Sozialrecht aktuell (Zeitschrift: Jahr, Seite)
StAZ Das Standesamt (Zeitschrift: Jahr, Seite)
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
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UBG Unterbringungsgesetz (des jeweiligen Bundeslandes)
UJ Unsere Jugend (Zeitschrift: Jahr, Seite)
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VA Verwaltungsakt
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VwVollstrG Verwaltungsvollstreckungsgesetz (des jeweiligen Bundeslandes)
VwZG Verwaltungszustellungsgesetz

WBVG Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz

ZFE Zeitschrift für Familie und Erbrecht (Zeitschrift: Jahr, Seite)
ZfF Zeitschrift für das Fürsorgewesen (Zeitschrift: Jahr, Seite)
ZfJ Zentralblatt für das Jugendrecht (Zeitschrift: Jahr, Seite)
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ZFVS Zeitschrift für Vormundschafts- und Sozialarbeit (Zeitschrift: Jahr, Seite)
Ziff. Ziffer
ZPO Zivilprozessordnung
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1.1 Allgemeines
Nach dem Recht vor Inkrafttreten des Betreuungsgesetzes am 1.1.1992 waren die Behör-
denaufgaben im Bereich der Vormundschaft und Pflegschaft für Volljährige den Jugend-
ämtern zugewiesen (§ 54a JWG a.F.). § 1897 Satz 2 BGB a.F. ermächtigte die Landesregie-
rungen, durch Rechtsverordnung auch andere Behörden anstelle des Jugendamtes mit den
Aufgaben zu betrauen.

Die Zuordnung der Aufgaben zum Jugendamt wurde insbesondere von erwachsenen Men-
schen als unangemessen und diskriminierend empfunden.1 Gleichzeitig haben auch die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendämter die Zuständigkeit ihrer Behörde als über-
fordernd erlebt, da Kinder und Jugendliche und Erwachsene eine sehr unterschiedliche Art
fachlicher Begleitung benötigten. Eine selbstständige Betreuungsbehörde dient überdies
der Vermeidung von Interessenkonflikten, wenn ein Behördenbetreuer Interessen des Be-
treuten gegenüber anderen Behörden, z.B. gegenüber dem Sozialamt, wahrnimmt.2

War ursprünglich die Einrichtung einer speziellen Behörde für Betreuungsangelegenheiten
(Betreuungsamt) gewünscht, sollte gleichzeitig nicht kraft Bundesrecht in die Organisati-
onshoheit der kommunalen Träger und in funktionierende Verwaltungsstrukturen eingegrif-
fen werden.3 Auch mit der Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts zum
1.1.2023 wurde vom Bundesgesetzgeber mit dem neuen Betreuungs- und Organisations-

1 BT-Drucks. 11/4528, S. 101; Kaminski, Betreuen statt bevormunden – Betreuerin und Betreuer im neuen
Recht, in: Brill (Hrsg.), Zum Wohle des Betreuten. Beiträge zur Reform des Vormundschafts- und Pfleg-
schaftsrechts, 1990, S. 122

2 Schach, Das neue Betreuungsgesetz und die kommunale Verwaltung, Blätter der Wohlfahrtspflege, 1991,
S. 288

3 BT-Drucks. 11/4528, S. 101
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gesetz (BtOG) hieran nichts verändert.4 Insofern bleibt es ausdrücklich den Bundesländern
überlassen, Regelungen des Behördenaufbaus und der Behördenzuständigkeit zu erlassen
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 BtOG).

Wie ein Blick auf die erlassenen Ausführungsgesetze der Länder und die kommunale Praxis
zeigt, sind die ursprünglichen Vorstellungen des Bundesgesetzgebers in Bezug auf ein ei-
genständiges Betreuungsamt in der Regel nicht realisiert worden. Das ursprünglich in Mün-
chen geschaffene eigenständige Amt wurde zwischenzeitlich im Rahmen einer Neustruktu-
rierung der Sozialverwaltung aufgelöst und die Aufgaben zeitweise auf die dezentralen Be-
zirksämter übertragen; mittlerweile werden die Aufgaben wieder zentrale als Sachgebiet
der Abteilung „Schuldner- und Insolvenzberatung und Betreuungsstelle“ wahrgenommen.5
Die im RegE6 erläuterten Vorstellungen für eine Behördenregelung stellen lediglich einen
,,bloßen gedanklichen Ansatz“ und insoweit ein ,,Muster ohne Wert“ dar.7

Für die Verteilung der Aufgaben der Betreuungsbehörden zwischen Land und Kommunen
ist es auch entscheidend, ob es sich um einen Flächenstaat oder einen Stadtstaat handelt.
Tritt in Stadtstaaten die Aufgabenverteilung zwischen Staat und Kommune in den Hinter-
grund, gewinnt sie in den Flächenstaaten Bedeutung, besonders die Notwendigkeit der
Schaffung überörtlicher Behörden nach § 1 Abs. 2 BtOG.

1.2 Behördenträgerschaft
Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 BtOG ist es Aufgabe der Länder, zu bestimmen, welche Behörde auf
örtlicher Ebene in Betreuungsangelegenheiten sachlich zuständig ist. Der Bundesgesetzge-
ber hat dem Landesgesetzgeber Gestaltungsspielraum überlassen und ausdrücklich im
RegE nicht verlangt, dass der Landesgesetzgeber die Behörde bestimmt. Nach Landes-
recht können die Aufgaben nicht nur bestimmten Behörden zugewiesen werden, sondern
allgemein z.B. den kreisfreien Städten und Landkreisen. Es ist dann Sache der jeweiligen
Gebietskörperschaft, die Aufgaben auf eine schon bestehende oder neu einzurichtende Be-
hörde zu übertragen.8

4 Grundlegender Überblick über die neue Aufgaben Walther/Bürkel, Das BtOG – neue Aufgaben für Betreuungs-
behörden. Eine kritische Analyse, BtPrax 2021, S. 123 ff.; ebenso Krämer, Die neue Funktion der Betreuungs-
behörden nach der Reform des Betreuungsrechts; FamRZ 2022, S. 927 ff.

5 Vgl. von Gaessler, Die Betreuungsstelle München – Entstehung und erste Erfahrungen aus der Praxis, BtPrax
1992, S. 11; Ackermann, Zwischen Hoffnung und Resignation. Zweieinhalb Jahre Praxis mit dem Betreuungs-
recht aus Sicht einer Betreuungsbehörde, FuR 1994, S. 280; Schulte, Professionalisierung und Qualitätssiche-
rung als Bausteine einer verbesserten Betreuungsinfrastruktur, BtPrax 2012, S. 94

6 BT-Drucks. 11/4528, S. 101
7 Pitschas, Die Infrastruktur sozialer Dienste als Wirkungsbedingung der Sozialrechtsentwicklung – Eine Dar-

stellung am Beispiel des Betreuungsbehördengesetzes, ArchsozArb. 1990, S. 194
8 BT-Drucks. 11/4528, S. 196
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In ihren Ausführungsgesetzen (vgl. die schematische Übersicht auf Seite 33 f.) haben na-
hezu alle Flächenländer auf örtlicher Ebene die (Land-)Kreise und kreisfreien Städte mit der
Aufgabenwahrnehmung betraut. In den Stadtstaaten gab es wegen ihrer besonderen Ver-
waltungsstruktur entsprechende Sonderregelungen (Berlin: Bezirksämter; Bremen: Amt für
soziale Dienste, Bremerhaven: Magistrat; Hamburg: Bezirksamt Altona). Die zuständigen
Behörden auf örtlicher Ebene tragen teilweise die Bezeichnung „Betreuungsstelle“ (Bayern,
Niedersachsen) oder „Betreuungsbehörde“ (Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen,
Sachsen-Anhalt). Träger der Aufgaben sind die jeweiligen Gebietskörperschaften.

Die Zuweisung der Aufgaben erfolgt als Selbstverwaltungsaufgabe (weisungsfreie Pflicht-
aufgabe bzw. Aufgabe des eigenen Wirkungskreises). Die Kommunen sind insofern zur
Übernahme der Aufgaben verpflichtet, in der konkreten Ausgestaltung und Organisation
aber frei. Sie unterliegen lediglich einer allgemeinen Rechtsaufsicht. Es bleibt ihnen überlas-
sen, für die Aufgaben neue Verwaltungseinrichtungen zu schaffen (wie es der ursprüngli-
chen Intention des Bundesgesetzgebers entsprechen würde) oder bereits bestehende
Stellen bzw. Behörden mit der Aufgabenwahrnehmung zu betrauen.9 Gleichwohl sind die
Kommunen nicht völlig frei in der personellen wie sachlichen Ausstattung der Betreuungs-
behörden bzw. der Organisationseinheiten, die mit der Aufgabenwahrnehmung betraut
sind. Die im BtOG zugewiesenen Aufgaben nach §§ 4 bis 13, 23 bis 34 BtOG sind Pflicht-
aufgaben der Behörde.

Es hat sich gezeigt, dass die Kommunen in sehr unterschiedlicher Art und Weise und mit
unterschiedlichen personellem und sachlichem Aufwand die Aufgaben wahrnehmen. Die
Kommune trägt die Verantwortung für die sachgerechte Erfüllung der Aufgaben, bei Män-
geln der Aufgabenerledigung bestehen u.U. Ansprüche aus Amtspflichtverletzungen nach
Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB, vor allem auch wegen Organisationsverschulden bzw.
Schlechterfüllung.

In der kommunalen Praxis hat es sich gezeigt, dass die Kommunen im Rahmen ihrer Orga-
nisationshoheit die Aufgaben i.d.R. auf bereits bestehende Behörden übertragen haben. So
sind vielfach nach wie vor die Jugendämter, aber auch Sozial- und Gesundheitsämter für
die Aufgabenerfüllung verantwortlich. Überwiegend wurden die gleichen Organisationsein-
heiten wie schon vor der Reform (z.B. Vormundschaftshilfe für Erwachsene) mit den vielfäl-
tigen Aufgaben nach dem BtBG betraut, was insgesamt natürlich nicht befriedigend sein
kann. Nach dem Abschlussbericht des BMJV zum Erforderlichkeitsgrundsatz waren am
Stichtag 31.12.2015 nur 4,2 % eigenständige Dienststellen, 56,1 % dem Sozialamt angeglie-
dert, 17,8 % dem Gesundheitsamt, 12,1 % dem Jugendamt und 9,8 % in einer anderen Struk-
tur organisiert.10 Die Umfrage bei den Betreuungsbehörden hat zugleich gezeigt, dass die
Befragten aus beim Jugendamt organisatorisch angesiedelten Betreuungsbehörden sich
am kritischsten zu ihrer organisatorischen Verortung äußerten,11 was allerdings nicht wei-
ter verwundert.

9 Vgl. Uhlenbruch, Die Ausführungsgesetze der Länder zum Betreuungsgesetz – ein Überblick, BtPrax 1993,
S. 151

10 Vgl. BMJV (Hrsg.), Umsetzung des Erforderlichkeitsgrundsatzes in der betreuungsrechtlichen Praxis im
Hinblick auf vorgelagerte „andere Hilfen“, Abschlussbericht, Bd. I, 2018, S. 82; ebenso Wittich/Bagniewski,
Mitwirkungsfähigkeit und betreuungsvermeidende Hilfen, BtPrax 2018, S. 135

11 Abschlussbericht Erforderlichkeitsgrundsatz, Bd. I, S. 162

31

Leseprobe – Handbuch Betruungsbehörde



persönliches Dokument. Weiterverteilung, Mehrfachnutzung etc. nicht gestattet | © Reguvis Fachmedien GmbH

1 Struktur, Trägerschaft und Zuständigkeiten von Betreuungsbehörden

Die allgemeine Übertragung der Aufgaben auf die jeweiligen Gebietskörperschaften hat in
der Praxis vereinzelt dazu geführt, dass die Kommunen insgesamt als Betreuungsbehörde
angesehen werden, mit der Folge, dass unterschiedliche Ämter sich im gerichtlichen Ver-
fahren mit Anregungen und Beschwerden beteiligen.12 Gerade unter datenschutzrecht-
lichen Gesichtspunkten geht diese weite Auslegung des Behördenbegriffs völlig fehl.
Örtliche Betreuungsbehörden i.S.d. § 1 Abs. 1 BtOG sind letztlich nur die Organisationsein-
heiten einer Kommune, die funktional mit den Aufgaben betraut wurden.13 Die Gebietskör-
perschaft insgesamt als Betreuungsbehörde anzusehen und ihr umfangreiche Beteiligten-
rechte im gerichtlichen Verfahren einzuräumen, ist deshalb unzulässig.14

Darüber hinaus hat die Behörde nach § 3 BtOG sicherzustellen, dass zur Durchführung ihrer
Aufgaben nur Personen beschäftigt werden, die sich hierfür nach ihrer Persönlichkeit eig-
nen und die i.d.R. entweder eine ihren Aufgaben entsprechende Ausbildung erhalten haben
(Fachkräfte) oder über vergleichbare Erfahrungen verfügen. Allerdings handelt es sich bei
dieser Vorschrift um eine allein programmatische Vorschrift, die weder den Betroffenen
noch den Fachkräften selbst subjektive Rechte verleiht.15 Für die Urkundstätigkeit der Be-
hörde hat diese geeignete Beamte oder Angestellte zu ermächtigen (§ 7 Abs. 3 Satz 1
BtOG). In Bezug auf die besondere Aufgabe der Urkundstätigkeit sind grundlegende Kennt-
nisse des Beurkundungsrechts unerlässlich, weshalb Fachkräfte der sozialen Arbeit oder
Verwaltungsfachkräfte ohne zusätzliche Qualifikation nicht ohne Weiteres für diese Auf-
gabe geeignet sind. Im Hinblick auf die neuen Aufgaben mit dem BtOG (vor allem das Re-
gistrierungsverfahren als Stammbehörde nach §§ 23 ff. BtOG) benötigen die Betreuungs-
behörden multiprofessionelle Teams, die sich aus Fachkräften der sozialen Arbeit und Ver-
waltungsfachkräften zusammensetzen.

12 So LG Köln, BtPrax 1998, S. 118 = BtE 1996/97, S. 114; hier für den Sozialpsychiatrischen Dienst einer
Kommune; fehlende Beschwerdebefugnis eines Mitarbeiters des Sozialpsychiatrischen Dienstes, da dieser
keine Aufgaben der Betreuungsbehörde wahrnimmt, so zu Recht BGH, Beschluss vom 14.9.2022, XII ZB
458/21.

13 Vgl. Walther, Anmerkungen zum Beschluss des LG Köln vom 18.12.1997 zum Akteneinsichtsrecht für Be-
treuungsbehörden (BtPrax 3/98), BtPrax 1998, S. 225, 226; siehe jedoch SG Frankfurt a.M., das die Kenntnis
der Betreuungsbehörde als Kenntnis des Sozialhilfeträgers (von der Notlage) nach § 18 SGB XII ansieht:
Urteil vom 27.9.2013, S 30 SO 138/11, BtPrax 2015, S. 34.

14 So auch in Jürgens/Loer, § 1 BtBG, Rn. 3; HK-BUR/Walther, § 1 BtOG, Rn. 14
15 Zur Kritik an der Vorschrift HK-BUR/Walther, § 3 BtOG, Rn. 26 ff.
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Übersicht: Örtliche und überörtliche Betreuungsbehörden

Bundesland Betreuungsbehörden Wahrnehmung als

örtlich überörtlich

Baden- Stadt- und Land- Kommunalverband örtlich und überört-
Württemberg kreise für Jugend und Sozi- lich als weisungsfreie

ales Pflichtaufgaben;
überörtlich – Förde-
rung Betreuungsver-
ein als Pflichtaufgabe
zur Erfüllung nach
Weisung

Bayern Landkreise und Regierungen örtlich als Angelegen-
kreisfreie Städte heit des eigenen Wir-

kungskreises

Berlin Bezirksämter Senatsverwaltung
für Integration, Ar-
beit und Soziales

Brandenburg Landkreise und Landesamt für Sozi- örtlich als weisungs-
kreisfreie Städte ales und Versor- freie Pflichtaufgaben

gung der Selbstverwaltung

Bremen Stadtgemeinde Bre- Senatorin für Sozia-
men, Amt für sozi- les, Jugend, Frauen,
ale Dienste Stadtge- Integration und
meinde Bremerha- Sport
ven: Magistrat

Hamburg Bezirksamt Altona Behörde für Justiz
und Verbraucher-
schutz

Hessen Magistrate der kreis- Ministerium für So-
freien Städte und ziales und Integra-
Kreisausschüsse tion
der Landkreise

Mecklenburg- Landräte und Ober- Landesregierung örtlich als Aufgaben
Vorpommern bürgermeister der kann durch Verord- des eigenen Wir-

kreisfreien Städte nung eine überörtli- kungskreises
che Betreuungsbe-
hörde bestimmen

Niedersachsen Landkreise und OLG Oldenburg Aufgaben des eige-
kreisfreie Städte nen Wirkungskreises
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Bundesland Betreuungsbehörden Wahrnehmung als

örtlich überörtlich

Nordrhein- Kreisfreie und große Landschaftsver- als Pflichtaufgaben
Westfalen kreisangehörige bände Rheinland zur Erfüllung nach

Städte, sonst die und Westfalen- Weisung
Kreise Lippe; Landesamt

für Finanzen

Rheinland-Pfalz Kreisverwaltung, in Landesamt für Sozi- örtlich als Pflichtauf-
kreisfreien Städten ales, Jugend und gaben der Selbstver-
die Stadtverwal- Versorgung waltung
tung

Saarland Landkreise, Stadt- Ministerium für So- örtlich als Aufgaben
verband Saarbrü- ziales, Gesundheit, der Selbstverwaltung
cken, kreisfreie Frauen und Familie
Städte

Sachsen Landkreise und Kommunaler Sozial- örtlich und überört-
kreisfreie Städte verband lich als weisungsfreie

Pflichtaufgaben

Sachsen-Anhalt Kreisfreie Städte Ministerium für Ar- örtlich als Pflichtauf-
und Landkreise beit, Soziales und In- gaben des eigenen

tegration Wirkungskreises

Schleswig- Kreise und kreisfreie keine Festlegung örtlich als Aufgaben
Holstein Städte in eigener Verantwor-

tung

Thüringen Landkreise und Landesverwaltungs- örtlich als Aufgaben
kreisfreie Städte amt des eigenen Wir-

kungskreises

1.3 Sachliche Zuständigkeit
Die Aufgaben der örtlichen Behörde ergeben sich aus §§ 4 bis 13, 23 bis 34 BtOG. Ihr ob-
liegt nach § 13 BtOG auch die Erfüllung von in anderen Vorschriften normierten Aufgaben
(insbesondere nach dem BGB, FamFG, VBVG sowie den jeweiligen Landesausführungsge-
setzen).

§ 1 Abs. 1 Satz 2 BtOG bestimmt darüber hinaus, dass die nach Satz 1 zuständige Behörde
auch in Unterbringungsmaßnahmen nach § 312 Nr. 1 bis 3 FamFG zuständige Behörde ist,
also für die zivilrechtliche Unterbringung und unterbringungsähnliche Maßnahmen nach
§ 1831 Abs. 1 und Abs. 4 BGB von Betreuten und Bevollmächtigten und auch für die Mitwir-
kung an Verfahren zu ärztlichen Zwangsmaßnahmen im Rahmen eines stationären Aufent-
halts in einem Krankenhaus nach § 1832 BGB. Damit ist klargestellt, dass die örtliche Be-
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Durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts wird 
das heute geltende Betreuungsrecht grundlegend reformiert und neu strukturiert. 
Ganz neu ist das Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG), das ab dem 1.1.2023 an 
die Stelle des Betreuungsbehördengesetzes tritt. Mit dem neuen BtOG kommen 
auf Betreuungsbehörden ganz neue Aufgaben zu, insbesondere durch das 
Registrierungs- und Anerkennungsverfahren für berufliche Betreuer/innen gemäß 
§§ 23 ff. In diesem Zusammenhang sind nicht nur formale Aspekte des des neuen 
Registrierungsverfahren zu beachten, sondern auch neue Mitteilungs- und Nach-
weispflichten. Aber auch die bisherigen Aufgaben im Vor- und Umfeld der Betreu-
ungsarbeit bleiben bestehen und werden z.T. auch erweitert u.a.: die Führung 
von Betreuungen, Beratung, Förderung und Gewinnung von Betreuer:innen, die 
Betreuungsgerichtshilfe sowie die Beglaubigung von Vorsorgevollmachten und 
Betreuungsverfügungen. 

Die praxiserfahrenen Autoren beschreiben detailliert die für die Tätigkeitsfelder 
der Betreuungsbehörde maßgeblichen Aufgaben, Pflichten und Rechte und erläu-
tern die fachlichen Standards einer sachgerechten Aufgabenerfüllung. Enthalten 
sind zudem viele praktische Hinweise für eine optimale organisatorische Umset-
zung, insbesondere im Hinblick auf die neuen Aufgaben nach dem BtOG. 

Für diese 5. Auflage wurde das Standardwerk vollständig überarbeitet und 
aktualisiert.
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